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Die politiſche Amtsführung in den autonomen 


Städten.“) 


Als im Jahre 1862 die Reform des Gemeindeweſens in allen 
öſterreichiſchen Ländern als eine der nothwendigſten und dringendſten 


Aufgaben erkannt wurde und man mit der Einwirkung auf die erhöhte 


Selbſtthätigkeit im Gemeindeleben auch eine natur- und zweckmäßige 
Verwaltung begründet glaubte, war die Gemeindeautonomie ein erſehntes 
Gut. Außer den Hauptſtädten der Kronländer haben noch im Laufe 
der Zeit die anderen bedeutenderen Städte die Erlangung eines eigenen 
Statuts angeſtrebt und ihr Wunſch wurde auch erfüllt. Mau überzeugte 
ſich aber immer mehr von der Trüglichkeit der auf die neuen Gemeinde— 
einrichtungen gegründeten Erwartungen, ſeitdem die fo laut und 
oft verlangte Autonomie in vollem Maße den Communen gewährt 
worden iſt. 

Heute treten freilich andere Anſichten über die Bedingungen des 
Fortſchrittes und die allgemeine Wohlfahrt im Gemeindeweſen hervor. 
Vor Allem hat es ſich gezeigt, daß die vielen, den Landgemeinden in 
ihrem Wirkungekreiſe zugewieſenen Geſchäfte für dieſelben eine Laſt find, 
die fie nicht zu tragen vermögen; insbeſondere liegt der öffentliche 
Sicherheitsdienſt darnieder, und die überhandnehmenden Diebſtähle und 
noch bedeutenderen Verletzungen des Strafgeſetzes weiſen klar darauf 
hin, daß die Polizeiverwaltung nicht in befriedigender Weiſe beſorgt 
wird. Aber auch die Stadteommunen mit eigenen Gemeindeſtatuten 
haben einen eigenthümlichen Wirkungskreis, ihnen obliegt nämlich auch 
die Beſorgung der politiſchen Geſchäfte im übertragenen Wirkungskreiſe, 
ſo zwar, daß fie bald im Namen des Staates und bald im Namen 
der Commune amtiren. Unter den einzelnen Städten tritt noch weiter 


Der Aufſatz ſtammt aus der Feder eines Mitgliedes der Stadtverwal⸗ 
tung einer mit Statut verſehenen Stadt. Der Verfaſſer jagt uns, daß er zur 
vorliegenden Betrachtung durch den in Nr. 5 des diesjährigen Jahrganges der 
Zeitſchrift enthaltenen Auſſatz: „Eine Beleuchtung unſerer Gemeindeautonomie“ 
angeregt worden ſei. Die Red. 


Landeshauptſtädten mit dem Sitze der k. k. Staatspolizeibehörde einzelne 
Theile der polizeilichen Agenden der Communalverwaltung entzogen ſind, 
dieſe in den anderen Städten mit eigenen Statuten von den Gemeinde— 
behörden durchgeführt werden müſſen. 

Ganz eigenthümlich, weil nach keinem Syſteme vorgenommen, iſt 
die Vertheilung und Anzahl der Städte mit eigenem Gemeindeſtatute 
im Verhältniſſe zur Größe der Kronländer. In Niederöfterreich, Steier— 
mark und Schleſien ſind je drei, in Oberöſterreich, Böhmen und 
Galizien je zwei, in Tirol vier, in Mähren ſogar ſechs Städte 
mit eigenem Gemeindeſtatute. In den übrigen Ländern beſitzt nur je die 
Hauptſtadt ein eigenes Statut. Auch an der Spitze der Verwaltung der 
Städte mit Statut ſteht ein für kurze Zeit gewählter Bürgermeiſter, 
von dem keine beſtimmte Qualification gefordert wird, und die Executiw— 
organe der Gemeindevertretung (Magiſtrate) ſind häufig als beſondere 
Wahlausſchüſſe aus Perſonen zuſammengeſtellt, welche oft in der Mehr⸗ 
zahl Burger und Geſchäftsleute find und von einer politiſchen Amts⸗ 
führung, von einer Kenntniß anch nur der wichtigſten politiſchen Geſetze 
keine Idee haben. Wenn der Begriff der Autonomie der Gemeinden 
darauf beruht, daß der Wirkungskreis derſelben jene Aufgaben umfaſſe, 
welche der Natur und dem Weſen einer Stadteommune entſprechen, 
was ſoll die politiſche Amtsführung und die Beſorgung der nicht in 
das Gebiet der Localpolizei gehörigen Amtshandlungen? 

Die Nothwendigkeit, daß aus dem Wirkungskreiſe der Gemeinden 
gewiſſe Geſchäfte ausgeſchieden und den politiſchen Staatsbehörden zu⸗ 
gewieſen werden, wird immer einleuchtender. So lange dieſer nothwendigen 
Anforderung nicht Rechnung getragen, ſo lange das Gemeindegeſetz und 
die einzelnen Statute der Städte nicht einer umfaſſenden Reviſion unter⸗ 
zogen werden, fehlt auch jene Grundlage der Gemeindeorganiſirung, 
welche den Anforderungen des Selfgovernments und des Fortſchrittes 
entſpricht. Aber auch noch eine andere Erwägung muß in's Auge gefaßt 
werden. Die Gemeindevertretungen in den Städten beſtehen wie oben 
bemerkt — überwiegend aus Geſchäftsleuten und Perſonen, die einen 
anderen als den Beamtenberuf haben. Von dieſen läßt ſich daher auch 
eine faſt ununterbrochene Arbeitsleiſtung in Gemeindeſachen nicht erwarten. 
Solche Arbeitsleiſtungen, wenn ſie auch hie und da vorkommen, ſind 
dem Zufalle unterworfen, weil die gewählten Gemeindevertreter ſich an 
denſelben nicht nach dem Bedarfe an Arbeitskraft betheiligen, ſondern 
nur nach dem Intereſſe, welches ein oder der andere Gegenſtand für 
fie hat. Die kurze Dauer des Amtes der Gewählten, die Abhängigkeit 
derſelben von der Gunſt der Wahlberechtigten, die unentgeltliche Dienſt⸗ 
leiſtung ſind weitere Gründe, welche die Gemeindevertreter zur Führung 
gewiſſer Geſchäfte ungeeignet machen. Dieſe erfordert in der Regel Geſetz⸗ 
kenntniß, die nicht jedem Gewählten zu Gebote ſteht, ſie erfordert 
längere Uebung in Anwendung, die bei einer kurzen Amtsdauer nicht 
zu erreichen iſt. Der größte Theil der Arbeitsleiſtungen in den Stadt- 
communen iſt nur durchzuführen, wenn denſelben der Charakter der 
Berufsmäßigkeit gegeben wird. 
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Die Stadteommunen ſind daher auch wegen der vielen denſelben 
übertragenen Regierungsgeſchäfte genöthigt, ein entſprechendes Beamten⸗ 
perſonale anzuſtellen und zu beſolden. Dieſe den Stadteommunen oblie— 
gende Verpflichtung wird aber in den meiſten Fällen als eine octroyirte 
Laft angeſehen und wenn ſich auch hie und da ein Intereſſe für die 
Leiſtungen der Communalbeamten zeigt, jo bleibt die Lage derſelben 
doch keineswegs eine beueidenswerthe. Dies hat ſich insbeſondere bei 
der theilweiſe durchgeführten Gehaltsregulirung der Gemeindebeamten 
gezeigt. Während die ämtliche Stellung der Staatsbeamten der Fürſorge 
und Regelung der von höheren Geſichtspunkten und geſetzlichen Prin⸗ 
eipien geleiteten Regierungsorgane unterliegt, find die Verhältniſſe der 
Gemeindebeamten von dem Grade der Einſicht und des Wohlwollens 
abhängig, welcher ſich bei den Perſönlichkeiten der gewählten Gemeinde⸗ 
vertreter zufällig vorfindet. Dieſe eigentümliche Beſchaffenheit der Ver⸗ 
hältniſſe des Gemeindebeamten kann für den Einzelnen unter günſtigen 
Umſtänden zuweilen vom Vortheile ſein, im Ganzen befinden ſich jedoch 
die Gemeindebeamten dadurch im entſchiedenen Nachtheile gegenüber den 
Staatsbeamten. Während den Staatsbeamten in ihrer ämtlichen Stel- 
lung ein beſtimmtes geregeltes Maß von Rechten und Pflichten vor— 
gezeichnet iſt, deſſen Ueberſchreiten jeder Einzelne in ſeiner geſicherten 
Stellung leicht wahren kann, ſtehen die Gemeindebeamten den „maß— 


gebenden Perſönlichkeiten“, deren in jeder autonomen Stadtgemeinde 


mehr oder weniger vorhanden ſind, gegenüber, denen ſie ſich in der 
Regel gern oder ungern, mit oder ohne Grund zu accommodiren oder 
zu fügen haben. Die Bedienſteten der Commune, welche nicht lediglich 


für die Beſorgung der wirthſchaftlichen Erwerbs- und Vermögensgeſchäfte 


beſtellt find, find eben nicht bloße Gemeindebeamte, ſondern Sie ver— 
treten als politiſche Beamte innerhalb der Gemeinde ein ſtaatliches 


Intereſſe, fie haben den Verwaltungsdienſt zu ihrem ausſchließlichen 


Lebensberufe gemacht und zur Erlangung der Befähigung ſich jahre— 
langen Vorbereitungen unterzogen und namhafte Opfer gebracht. 


verkennen, wenn bei der Ausübung desſelben ſich nebſt den beſoldeten 
Berufsbeamten auch Männer betheiligen, denen das Fachwiffen und die 
Berufsmäßigkeit abgeht. 


Leider findet man, daß die mit der politiſchen Amtsführung in 


den autonomen Städten betrauten ſtädtiſchen Beamten nicht einmal eine 
entſcheidende Stimme bei den Sitzungen haben, in denen lediglich über 
politiſche Gegenſtände vergandelt wird, und daß fie, ohne Verantwortung 
für die daſelbſt gefaßten Beſchlüſſe, in ihrer abhängigen Stellung von der 
Gemeindeverwaltung auch ohne innigere Verbindung mit derſelben ſind. 
Wenn bei den Staatsdienern die politiſche Stellung auf deren Geiſt 
und Wirkſamkeit von einem bedeutenden Einfluſſe iſt, ſo muß dies gewiß 
ebenſo bei Communalbeamten ſein, welche nicht dem Einzeluen ihrer 
Vorgeſetzten, ſondern der Gemeinde dienen, und welche, wenn dies mit 
Erſolg geſchehen ſoll, in ihrem Kreiſe einen gewiſſen Grad von Un— 
abhängigkeit und Selbſtſtändigkeit beſitzen müſſen. Man entziehe daher 
entweder den Stadteommunen die Führung der politiſchen Amtsgeſchäfte, 
zu deren Erledigung dieſelben Beamte anſtellen müſſen, oder man gebe 
der Verwaltung eine neue, breitere Baſis, welche geeignet iſt, eine 
wohlthätige Stetigkeit in dieſelbe zu bringen und gleichwohl den Fort- 
ſchritt nach den wahren Bedürſniſſen der Stadt zu verbürgen. 

Zum Schluſſe mögen noch die Worte der „Deutſchen Gemeinde— 
zeitung“ aus der erſten Nummer des Jahres 1875 hier einen Platz 
finden, weil fie auch auf unſere Verhältniſſe paſſen und die oben aus- 
geſprochenen Anſichten über die Selbſtverwaltung der Gemeinden 
beſtätigen. Das bezeichnete Fachblatt beſpricht nämlich die preußiſche 
Kreisordnung vom 13. December 1872, wonach die Stellung der 
Amtsvorſteher grundſätzlich als „Ehrenämter“ neu conſtituirt und ſomit 
der geſammte höhere Verwaltungsorganismus der Landgemeinden von 
einer durchaus als unzulänglich bewährten Inſtitution abhängig gemacht 
wird. Mit der herrſchenden Phraſe der „Selbſtverwaltung“ habe man 
ſich getäuſcht. Es iſt durchaus nothwendig, daß die Staatsbürger auf 
die Geſtaltung und Entwicklung aller öffentlichen Verhältniſſe fortdauernd 
einen gebührenden und maßgebenden Einſluß nehmen. Dennoch muß 
mit Entſchiedenheit gegen den Mißbrauch aufgetreten werden, welcher 
mit dem Begriffe „Selbſtverwaltung“ gedankenlos und leichtfertig 
getrieben wird, da derſelbe eher geeignet iſt, die glückkichen Reſultate 
wirklicher und berechtigter Selbſtverwaltung zu vereiteln und die 
geſammten öffentlichen Zuſtände ſortdauernd zu zerrütten, als irgend 
welchen für das Wohl und Wehe der Bevölkerung erſprießlichen Erfolg 


Es 
hieße den Werth und die Bedeutung des politiſchen Verwaltungsdienſtes 


zu ſichern. Handelt es ſich darum, Geſetze und geſetzliche Anordnungen 


zu ſchaffen oder die Anwendung und Ausführung derſelben zu contro- 


liren und ſicherzuſtellen, handekt es ſich ferner darum, beſtimmte einzelne 
Vorſchriften einzelner Geſetze anzuwenden und auszuſühren, ſo wird die 
Hinzuziehung und Mitwirkung im bürgerlichen Leben ſtehender Perſonen, 
was im Allgemeinen unter „Selbſtverwaltung“ verſtanden wird, gewiß 
nicht nur dringend wünſchenswerth, ſondern auch nothwendig ſein, um 
Volk und Regierung in der beiderſeitig ſich ergänzenden und durch- 
dringenden Wechſelbeziehung zu erhalten, um die Lenker und Vollſtrecker 
der Geſetze nicht dem Leben zu entfremden und nicht zu derjenigen 
Specialität ſich ausbilden zu laſſen, welche gewöhnlich mit dem Namen 
„Bureaukratie“ bezeichnet wird. 

Wenn und ſobald es ſich aber darum handelt, eine ganze Summe 
von Pflichten und Handlungen auszuüben, welche eine umfangreiche und 
eingehende Kenntniß von Geſetzen und Verordnungen erfordern, wenn 
mit der Anwendung beſtimmter Geſetze eine öffentliche und discretionäre 
Gewalt verknüpft iſt, die rein ſachlich und im öffentlichen Intereſſe 
ohne Beeinfluſſungen gehandhabt werden muß, wenn ferner die ſorgfältige 
und gewiſſenhafte Wahrnehmung der übertragenen öffentlichen Pflichten 
und Handlungen die Thätigkeit einer Manneskraft vorwiegend in 
Anſpruch nimmt und die Ausführung der damit verbundenen Geichäfte 
in correcter und möglichſt vollkommener Weiſe nur durch die Aneignung 
einer gewiſſen Geſchäftsroutine möglich iſt, wenn endlich dieſe Geſchäfte 
der Regel nach weder freiwillig noch wirklich unentgeltlich ausgeführt 
werden, ſo heißt es in der That mit der Regierung und Verwaltung 
des Staats- und Gemeindeweſens ein Spiel treiben, wenn man unter 
dieſen Umſtänden „Ehrenſtellen der Selbſtverwaltung“ conſtituiren will. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Detailhandel mit Mineralölen iſt ein freies Gewerbe. “) 


Ueber eine von der Statthalterei in J. geſtellte Anfrage hat das 
k. k. Handelsminiſterium mit Erlaß vom 6. Jänner 1885, 3. 426, 
im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des Innern eröffnet, daß 
der 8 7 der Miniſterialverordnung vom 17. Juni 1865, R. G. Bl. 
Nr. 40, durch das Geſetz vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, 
außer Kraft geſetzt iſt, ſohin auch der Detailhandel mit Mineralölen 
als ein freies Gewerbe erſcheint. 

Es iſt daher die Berechtigung zum Detailhandel mit Mineral— 
ölen in jenen Handelsberechtigungen enthalten, welche auf Grund der 
Anmeldung eines Handelsgewerbes ohne Beſchränkung auf beſtimmte 
Waaren oder beſtimmte Kategorien von Waaren erworben worden ſind. 
(8 38, Alinea 1 des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. 
Nr. 39.) 

Es kann die Berechtigung zum Detailhandel mit Mineralölen 
aber auch in einzelnen jener Handelsberechtigungen enthalten ſein, welche 
auf Grund der Anmeldung eines, auf beſtimmte Kategorien von Waaren 
beſchränkten Handelsgewerbes erworben worden find. ($ 38, Alinea 2 
des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39.) 

Ob die in Frage ſtehende Berechtigung in einzelnen, auf beſtimmte 
Kategorien von Waaren beſchränkten Handelsberechtigungen enthalten ſei 
oder nicht, wird ſich mit Sicherheit erſt aus der vom Handelsminiſterium 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern zu erlaſſenden 
Verordnung erſehen laſſen, welche die Verzeichniſſe der in die verſchiedenen 
Handelsbefugniſſe unter Collectivnamen eingereihten Handelsbefugniſſe 
enthalten wird. 

Bis dieſe Verordnung erfloſſen ſein wird, wird es Sache der 
Gewerbsbehörden fein, im Hinblicke auf die eben entwickelten Geſichts⸗ 
punkte und nach Maßgabe des ſpeciellen Falles die Entſcheidung zu treffen, 
und werden die Unterbehörden insbeſondere die gewerbspolizeilichen 
Rückſichten in Betreff der Lagerung und Aufbewahrung der Mineral- 
öle auf das Genaueſte zu wahren haben. H. H. 


0 Man vergl. den Aufſatz in Nr. 51 des Jahrg. 1883 dieſer Zeitſchrift. 


Zur Frage, ob der nach ertheilter Conceſſion eines Gaſtgewerbes 
relevirte Mangel der Verläßlichkeit und Unbeſcholtenheit die 
Annullirung der Eonceffion rechtfertigen kann. 

Mit dem Beſcheide vom 15. März 1883, 3. 1926, wies die 
Bezirkshauptmannſchaft in L. das Anſuchen des Moſes F. um Ertheilung 
einer Conceſſion zum Weinausſchanke in D., welchen er durch den Vertreter 
Selig F. ausüben wollte, zurück, weil die nach $ 18 der Gewerbeordnung 


zu beachtenden Localverhältniſſe nicht darnach ſeien, um die Eröffnung 


noch eines Weinausſchankes in D. nebſt dem daſelbſt bereits beſtehenden 
für angezeigt erſcheinen zu laſſen und weil das Verhalten des Selig F. 
nicht unbeſcholten ſei, indem derſelbe ſchon zweimal, und zwar wegen 
Winkelſchank und wegen Uebertretung der Gewerbeordnung, beſtraft 
worden ſei. 

Ungeachtet deſſen wurde, als Selig F. unterm 29. September 
1883 für ſich um die Ertheilung einer Conceſſion zum Weinausſchanke 
eingeſchritten war, demſelben dieſe Conceſſion mit dem Beſcheide vom 
10. October 1883, Z. 7216, ertheilt 

Als Grund für die Ertheilung der Conceſſion nahm die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft diesmal den Umſtand an, daß die Gemeindevorſtehung 
in D. in der Aeußerung vom 30. September 1883 die Eröffnung 
einer zweiten Weinſchänke in D. als nothwendig befürwortete und 
dagegen nach 8 18 kein Anſtand obwaltete. 

Dagegen recurrirte der Gutsgebietsvorſtand in D. 

Die Statthalterei wies zwar dieſen Recurs mit der Entſcheidung 
vom 14. December 1883, Z. 73.141, als unſtatthaft zurück, annullirte 
jedoch gleichzeitig die Conceſſion von Amtswegen unter Zugrundelegung 
des § 146 der Gew.⸗Ordn. und des § 57 der Gew. Nov. vom 15 März 
1883, R. G. Bl. Nr. 39, weil Selig F. früher mit in zweiter Inſtanz beitä- 
tigten rechtskräftigen Straferkenntniſſen wegen Winkelſchank ſowie wegen 
unbefugter Ausübung der Krämerei und unbefugtem Weinausſchauke mehr- 
mals zu Geldſtraſen verurtheilt worden war, ſomit die geſetzlich vorgeſchrie— 
benen Erforderniſſe für den Betrieb eines conceffionirten Gewerbes, nämlich 
die Verläßlichkeit und Unbeſcholtenheit im Sinne des $ 18 Gew. Nov. 
Abſ. 1 nicht beſitze. Zugleich wurde der Bezirkshauptmannſchaft unter 
Hinweis auf den dem Moſes F. unterm 15. März 1883, 3 1926, 
ertheilten abſchlägigen Beſcheid die 
Beurtheilung der Qualification des Selig F. ausgeſtellt. 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung brachte Selig F. den 
Miniſterialrecurs ein. In demſelben wird angeführt, daß eine Conceſſions— 
entziehung zwar im Grunde der 88 5 und 6 der Gewerbegeſetznovelle 
vom 15. März 1883 und der 88 7, 60 und 138 der Gewerbe— 
ordnung verfügt werden könne, dieſe Paragraphe jedoch bezüglich des 


Recurrenten nicht angewendet werden können, weil er nie wegen eines 


Verbrechens oder einer Uebertretung verurtheilt worden ſei. Er wurde 
blos im adminiſtrativen Wege beſtraft. Aus dieſen Grunde könne ihm 
eine bereits verliehene Conceſſion nicht entzogen werden 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber am 5. Juli 
1884, 8. 8244, nachſtehend entſchieden: 


evidente Inconſequenz bei der 
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Das Miniſterium findet die angefochtene Statthalterei-Entſcheidung 


zu beheben, „weil gegen den Beſchwerdeführer ein im $ 57 der Gewerbe— 
geſetznovelle, beziehungsweiſe im 8 146 der Gewerbeordnung gelegener 
Grund zur Annullirung der Conceſſion nicht vorliegt.“ F. 


Die vor dem Eintreffen des Thierarztes erfolgte Eröffnung des 

Cadavers eines landwirthſchaftlichen Hausthieres verſtößt nicht 

gegen § 22 des Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880, 
N. G. Bl. Nr. 35. 


Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 6. December 
1884, 3. 8069, die von der Staatsanwaltſchaft erhobene Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde gegen das Urtheil des Kreisgerichtes in Ungariſch-Hradiſch 
vom 3. Mai 1884, 3. 3792, womit Anton N. und Franz N. von 
der Anklage wegen des Vergehens gegen den § 27 des Geſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, zur Abwehr und Tilgung 
anſteckender Thierkrankheiten und Artikel 1 des Geſetzes vom 24. Mai 
1882, R. G. Bl. Nr. 51, freigeſprochen wurden, theilweiſe, nämlich 
inſoweit mit derſelben die Freiſprechung der beiden Angeklagten in der 
Richtung eines Vergehens angefochten wurde, verworfen. 

Gründe: . ... Wird das Gefetz in feinem Zuſammenhange 
aufgefaßt und interpretirt, ſo ergibt ſich, daß die Beſtimmungen des 
8 27 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, ſtets 


die Vorausſetzung haben: „daß das Gutachten eines abgeordneten Thier⸗ 
arztes vorliegen muß“, durch welches die Krankheit des Thieres oder 
der Verdacht ihres Vorhandenſeins conſtatirt wird, während ohne dieſe 
Vorausſetzung die Beſtimmungen des & 15 des Geſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, betreffend die Anzeigepflicht, maßgebend 
find, zumal der § 27 verordnet, daß Thiere, „welche nach dem Gut⸗ 
achten des abgeordneten Thierarztes als krank oder verdächtig anzuſehen 
ſind, nicht geſchlachtet werden dürfen“ und weiter in den Abſätzen 2 bis 5 
vorſchreibt, was mit „derartigen“ Thieren zu verfügen iſt, wobei ſich 
der Abſatz 3 ausdrücklich der Worte „an derlei Thieren“ bedient. 
Außer dieſer eben beſprochenen geſetzlichen Beſtimmung iſt aber auch an 
anderer Stelle, nämlich in der Verordnung des Miniſteriums des Innern 
vom 12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 36, zu $ 27 (Milzbrand) im 
Punkte 9 ausdrücklich ausgeſprochen, wann ein Thier als ſeuchenverdächtig 
anzuſehen ſei, und zwar dahin: „wenn es innerhalb der letzten 4 Tage 
mit milzbrandkranken Thieren in unmittelbare Berührung gekommen 
iſt“, Vorausſetzungen, die im gegebenen Falle nicht zutreffen, weshalb 
der Ausſpruch des Gerichtshofes, daß in der Eröffnung des Eadavers 
der Kuh durch einen Laien, die vor dem Eintreffen des Thierarztes 
vorgenommen wurde, der ſtrafbare Thatbeſtand des Vergehens im Sinne 
des § 27 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
und beziehungsweiſe der Novelle vom Jahre 1882 nicht liege, kein 
rechtsirrthümlicher, ſondern in den Beſtimmungen des eitirten Geſetzes 
begründeter iſt. Der materielle Nichtigkeitsgrund des § 281, 9, lit. a 
St. P. O. iſt alſo nicht vorhanden. .... 


Titeratur. 


Die öſterreichiſche Gewerbe-Ordnung. Mit Rückſicht auf das 
praktiſche Bedürfniß erläutert und mit Formularien verſehen von Dr. Ferd. 
Seltſam und Edm. Poſſelt, Concipiſten des Magiſtrates der k. k. Haupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien. Manz. Wien 1884. 

Dieſes in acht Lieferungen erſchienene Sammelwerk umfaßt den geltenden 
Theil der Gewerbe-Ordnung vom 20. December 1859 und die Gewerbenovelle 
vom 15. März 1883 und ſtellt neben dem Geſetzestext alle einſchlägigen ſonſtigen 
Normen und bemerkenswerthen oberſtinſtanzlichen Entſcheidungen nebſt ſehr 
brauchbaren und zweckentſprechend verfaßten Formularien in ſehr überſichtlicher 
Weiſe zuſammen. Auch die wichtigſten Erwerbſteuervorſchriften finden ſich nebſt 
Erläuterungen in dem Buche vor und empfiehlt ſich dasſelbe als ein ſowohl für 
die Berufs- als auch für die Laienkreiſe ſehr ſchätzenswerthes, den Verkehr auf 
dieſem Geſetzgebungsgebiete weſentlich erleichterndes Hilfswerk. P. 


Geſetze und Berordnungen. 


1884. I. Semeſter. 
Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier« 
mark. 
J. Stück. Ausgeg. am 21. Jänner. — 1. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 1. Jänner 1884, betreffend die Verpflegsgebühren 


der öffentlichen Krankenanſtalten. 


II. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. — 2. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 6. Februar 1884, mit welcher der Reiſe- und 
Geſchäftsplan für die regelmäßige Stellung des Jahres 1884 verlautbart wird. 

III. Stück. Ausgeg. am 15. März. — 3. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 27. Februar 1884, mit welcher im Grunde der mit 
Erlaß des hohen k k. Ackerbauminiſteriums vom 23. October 1883, Z. 13 066 2538, 
im Einvernehmen mit dem hohen k. k. Miniſterium des Innern ertheilten 
Ermächtigung eine Durchführungsverordnung zum Landesgeſetze vom 18. Octo⸗ 
ber 183, L. G. Bl. Nr. 20, betreffend die Verwendung von Privathengſten 
zum Beſchälen, erlaſſen wird. — 4. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Steiermark vom 1. März 1884, betreffend die Zufahrtgebühr für Fahrten von 
und zu der Eiſenbahnſtation Judenburg. 

IV. Stück. Ausgeg. am 13. Mai. — 5. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 14. März 1884, betreffend die Aenderung des 
Namens der Ortsgemeinde Koſtreinitz bei Montpreis. — 6. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Steiermark vom 23. April 1884, betreffend die Feſtſetzung 
der Gebühren für die Fahrten aus der Stadt Rottenmann aus dem Orte 
Gaishorn zu den gleichnamigen Eiſenbahnhalteſtellen und zurück. 


V. Stück. Ausgeg. am 21. Mai. — 7. Geſetz vom 6. Mai 1884, giltig 
für das Herzogthum Steiermark, wodurch einige Beſtimmungen der Landtags⸗ 
Wahlordnung für Steiermark (kaiſerliches Patent vom 26. Februar 1861, 
Z. 20, Beilage II f, R. G., beziehungsweiſe Geſetz vom 18. Jänner 1867, 
Z. 4, L. G. und V. Bl.) abgeändert werden. 

VI. Stück. Ausgeg. am 10. Juni. — 8. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 27. Mai 1884 mit Bekanntgabe der Formularien 
von Provenienzſcheinen über während der Schonzeit erlegtes Wild. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 

I. Stück. Ausgeg. am 6. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 3. Jänner 1884, Z. 11.711 de 1883, betreffend die 
Verpflegsgebühren in der Landes⸗Irrenanſtalt zu Klagenfurt für das Jahr 1884. 

II. Stück. Ausgeg. am 29. Jänner. — 2. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 21. Jänner 1884, Z. 662, betreffend den Fortbezug 
von Mauthgebühren an der Anna⸗Draubrücke bei Saager. 3. Kundmachung 
der k. k. Langesregierung in Kärnten vom 22. Jänner 1884, Z. 265, betreffend 
den Zeitpunkt des Beginnes der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 13. December 
1883, L. G. und V. Bl. Nr. 30. — 4. Verorduung der k. k. Landesregierung 
in Kärnten vom 22. Jänner 1884, 3. 265, betreffend die Durchführungsvorſchrift, 
nach welcher die mit dem Geſetze vom 13. December 1883 genehmigte Auflage 
auf den Verbrauch von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten in der 
Landeshauptſtadt Klagenfurt einzuheben iſt. 


III. Stück. Ausgeg. am 22. Februar. — 5. Kundniachung der k. k. Landes⸗ 


regierung in Kärnten vont 19. Februar 1884, 3. 1723, betreffend die Vornahme 
der Recrutirung im Jahre 1884. 

IV. Stück. Ausgeg. am 27. Februar. — 6. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 24. Februar 1884, 3. 1910, betreffend die Beibehaltung 


der vierten Altersclaſſe im Kronlande Kärnten zur Stellung im Jahre 1884. 


V. Stück. Ausgeg. am 1. März. — 7. Geſetz vom 9. Februar 1884, 
betreffend die Organiſation des Sanitätsdienſtes in den Gemeinden, giltig für 
das Herzogthum Kärnten mit Ausſchluß der Landeshauptſtadt Klagenfurt. 

VI. Stück. Ausgeg am 23. März. — 8. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 16. März 1884, Z. 2683, betreffend die der Markt⸗ 
gemeinde Paternion ertheilte Bewilligung zur Einhebung von Mauthgebühren 
an der Pattendorfer Brücke über die Drau. 


regierung in Kärnten vom 8. April 1884, Z. 3304, betreffend die nene Wahl⸗ 
ordnung für die kärntneriſche Handels- und Gewerbekammer in Klagenfurt, 
genehmigt mit dem Erlaſſe des hohen k. k. Handelsminiſteriums vom 31. März 


1884, Z. 7008. — 10. Kundmachung der k. k. Poſtdirection in Graz vom 31. März 


1884, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für den Sommerſemeſter 1884. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 13. Mai. — 11. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 6. Mai 1884, 8. 4413, womit der neu feſtgeſtellte 
Controlsverſammlungsplan für die Landwehrmänner im Kronlande Kärnten 
verlautbart wird. 
IX. Stück. Ausgeg. am 6. Juni. — 12. Geſetz vom 25. Mai 1884, 


wirkſam für das Herzogthum Kärnten, wodurch mehrere Beſtimmungen der 


Landtags⸗Wahlordnung für Kärnten vom 26. Februar 1861 und die Landesgeſetze 
vom 10. Jänner 1867, Landesgefetzblatt Nr. 5, und vom 13. Jänner 1869, 
Landesgeſetzblatt Nr. 4, abgeändert werden. 

X. Stück. Ausgeg. am 20. Juni. — 13. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 16. Juni 1884, 3. 3384, mit welcher eine neue 
Bergführerordnung für Kärnten verlautbart wird. 

XI. Stück. Ausgeg. am 23. Juni. — 14. Geſetz vom 27. April 1884, 


wirkſam für das Herzogthum Kärnten, betreffend die Regulirung des Draufluſſes 
in Kärnten. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 


J. Stück. Ausgeg. am 6. Februar. — 1. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung für Krain vom 14. December 1883, 3. 10.577, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung der Militär⸗Durchzugsgebühr in Krain für die Zeit vom 1. Jänner bis 
Ende December 1884. 2. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain 
vom 18. December 1883, 3. 10.680, womit der Vorſpaunspreis in Krain für 
die Zeit vom 1. Jänner bis zum 31. December 1884 feſtgeſetzt wird. 

II. Stück. Ausgeg. am 12. Februar. — 3. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung für Krain vom 2. Februar 1884, Z. 1117, betreffend die Tage und 
Orte der Hauptſtellung der Wehrpflichtigen in Krain für das Jahr 1884. 

III. Stück. Ausgeg. am 8. März. 
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4. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidiums in Krain vom 15. Februar 1884, Z. 367, Präſ., betreffend die Aus⸗ 


Verantwortlicher Redneteur: A. 


ſchreibung der Normalſchulfonds-Landesumlage pro 1884. — 5. Kundmachung 
des k. k. Landespräſidiums in Krain vom 20. Februar 1884, 3. 407 Präſ., 
betreffend den zur Bedeckung des Abganges im Landesfonde für das Jahr 1884 
einzuhebenden Zuſchlag von 16% zu den directen Steuern und von 200% zur 
Verzehrungsſteuer. — 6. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain 
vom 29. Februar 1884, Z. 2192, betreffend die Berufung der IV. Altersclaſſe 
in Krain zur Stellung im Jahre 1884. 

IV. Stück. Ausgeg. am 8. April. — 7. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 


präſidenten für Krain vom 10. März 1884, Z. 596, Präſ., betreffend den zur theil⸗ 


weiſen Deckung des Landesbeitrages zum Erforderniſſe des Grundentlaſtungsfondes 
für das Jahr 1884 einzuhebenden Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer von Wein, 
Wein⸗ und Obſtmoſt und vom Fleiſche. — 8. Kundmachung des Landes ausſchuſſes 
für das Herzogthum Krain ddo. 14. November 1883, Z. 7242, womit Prämien 
für die Vertilgung der Fiſchotter eingeführt werden. 

V. Stück. Ausgeg. am 16. Mai. — 9. Geſetz vom 17. April 1884 
womit für das Herzogthum Krain Jagdkarten eingeführt werden. 

VI. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. — 10. Geſetz vom 29. Mai 1884, 
womit einige Beſtimmungen der Landtags-Wahlordnung für das Herzogthum 
Krain abgeändert werden. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Poſtverwalter Joſeph Stickler von Gaſſen⸗ 


feld in Meran den Titel und Charakter eines Oberpoſtverwalters verliehen. 


Seine Majeſtät haben den Director der allgemeinen deutſchen Creditanſtalt 
in Leipzig Dr. Rudolph Wachsmuth anläßlich der Umwandlung des effectiven 
Generalconſulates in der gedachten Stadt zu einem Honorarconſulate zum unbe⸗ 
ſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Honorar-Viceconſul des k. und k. General⸗ 
conſulates in Kopenhagen P. A. Halkier den Titel eines Honorarconſuls 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberamtscontrolor Joſeph Roßmüller das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen 


e n. 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Polizeidirection in Trieſt in der eilften 
Rangsclaſſe, bis Mitte März. (Anitsbl. Nr. 25) 

Salinenarztesſtelle in Hallſtatt in Oberöſterreich mit 1000 fl. Gehalt 
jährlich und 300 fl. Reiſepauſchale, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 27.) 

Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe und zwei Forſtaſſiſtentenſtellen in 


Erledigung 


Vir. Stück. Ausgeg. am 13. April. — 9. Kundmachung der k. k Landen der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Direction der Güter des Bukowinaer griech. 


orient. Religionsfondes, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 28.) 

Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell Oberförſtersſtelle in der 
neunten Rangsclaſſe für Ebenſee, eventuell für einen anderen Wirthſchaftsbezirk, 
bis 25. Februar. Amtsbl. Nr. 29.) 

Proviſoriſche Bezirksthierarztesſtelle in Windiſch⸗Graz mit 500 fl. Jahres- 
gehalt, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 29.) 

Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle der erſten Claſſe in der zehnten Rangs⸗ 
clafſe, eventuell eine ſolche der zweiten Claſſe in der eilften Rangsclaſſe; eine 
Evidenzhaltungs⸗Eleveuſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich im Bereiche der gali— 
ziſchen Finanz⸗Landesdirection, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 29.) 

Kanzliſtenſtelle im k. k. Ackerbauminiſterium in der eilften Rangsclaſſe, 
bis 10. März. (Aintsbl. Nr. 32.) 

Bezirksarztesſtelle zweiter Claſſe bei den politiſchen Behörden in Dalmatien 
in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte März. (Anitsbl. Nr. 32.) 


Verlag der Manz'schen k. k. Hof- Verlags und Universitäts-Buchhand- 
lung in Wien, f., Kohlmarkt 7. 


Handbuch für die Gemeinden 


über den 
selbstständigen und übertragenen Wirkungskreis der 
Gemeinden und die Organe zur Ausübung derselben. 


Durch 212 Formularien erläutert von 
Heinrich Haemmerle, 
k. k. Statthaltereirath. 
Fünfte, verbesserte, vielfach vermehrte Auflage. 1885. 
gebunden in Leinen 4 fl. 60 kr. 


Dieses von den hohen k. k. Landesregierungen den P. T. Ver- 
waltung-organen und Gemeinden speciell zur Anschaffung empfohlene 
Buch kann jederzeit durch obigen Verlag bezogen werden und ist 
in allen Buchbandlungen vorräthig. 


Preis 4 fl., 


MER“ Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 35. 


Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


